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'» Lin nickt ausgenutztes
Argument.

Wenn nran sich mit gescheiten und kenntnisreichen Aus -
Ludern über die unglückliche Lage Deutschlands und
über die »vahnsinnige Reparationsforderung
der Entente unterhält , dann begegnet man oft einem
Staunen darüber , daß wir es noch immer so wenig ver¬
stehen. durch eine großzügige und geschickte Propaganda
die Vorteile, die uns der Standpunkt des Rechts
verleiht , in praktische politische Werte umzusetzen . Und in

diesem Zusammenhang wird dann manchmal auf ein Ar¬
gument hingewiesen, das von der deutschen Öffentlichkeit
zweifellos viel zu wenig beachtet wird und doch geeignet
s-in könnte , hie und da einer wesentlich anders gearteten
Auffassung über die Reparationsfrage Raum zu schaffen .

Natürlich haben wir , nachdem wir uns einmal bereit
erklärten , den Friedensvertrag im Rahmen des Menschen¬
möglichen zu erfüllen , auch vor unserem eigenen Gewissen
die Pflicht, den einzelnen Bestimmungen des Vertrages
»achzukommen. Dort aber , wo der Friedensvertrag selbst
eine Lücke aufweist oder die endgültige Regelung einer
strittigen Frage der mehr oder» minder nahen Zukunft
überläßt , da sind wir zweifellos berechtigt, diese Situa¬
tion mit allen Mitteln der diplomatischen Kunst und der
publizistischen Propaganda für uns auszunutzen und alle
Argumente geschickt ins Treffen zu führen , die irgendwie
fiir uns sprechen könnten.

Nun gehört aber die Reparationsfrage tatsäch¬
lich zu jenen Fragen , über die der Friedensvertrag etwas
Fe st esoderAbschließendesnichtbe stimmt .
Fest und abschließend könnte eben nur eine Ziffer
sein. Diese Ziffer nennt der Friedensvertrag nicht, son¬
dern überläßt es der Rcparationskommission , auszurech¬
nen , was Deutschland für die Wiederherstellung zu zahlen
habe. Zu einer Bezahlung der Unkosten , die diese Wieder¬
herstellung , aber auch nur diese erfordert , haben wir uns
vertraglich verpflichtet.

Die Summe jedoch muß erst festgestellt werden ; und
zwar hat das zu geschehen nach den Gesetzen von Recht
und Billigkeit und nach dem Grundsatz, daß wirklich nur
das zu vergüten ist , was wirklich zerstört wurde . Die
Zahlung von Kriegspensionen von uns zu verlangen , ist
sonach schon von vornherein etwas , was über den Wort¬
laut und den Sinn des Friedensvertrages hinausgeht .

Praktisch handelt es sich also um die Fixierung'- in er Summe . Im Interesse der Entente liegt es,
daß diese Summe recht hoch , in unserem , daß sie so nied-
ng wie nur möglich ist. Jede Partei erbringt Argumente
Är die moralische und materielle Berechtigung ihrer
Forderung . Und nicht umsonst hatLloydGsorgein
seiner großen Rede bei der Londoner Konferenz mit jenen
Photographischen Aufnahmen gearbeitet , die über die Ver-
wüstungen in Frankreich vorliegend

An uns ist es, nicht nur den Nachweis dafür zu lie-
>krn , daß wir nicht mehr zahlen können , als das , was
ivir freiwillig angeboten haben, sondern daß wir mehr
iu zahlen moralisch und materiell auch gar -

verpflichtet find . Und dabei muß dann
Eerdings jenes Argument , auf das wir bereits eingangs
hrngemiesen haben, eine bedeutende Rolle spielen.

Dieses Argument beruht auf der Tatsache, daß die
dntente schon allein , weil sie gesiegt hat , unend¬
liche macht politische Vorteile erwirbt und

Grund der Waffenstillstandsbedingungen und des
vnedensvertrages selbst bis jetzt eine solche Füllevon wertvollen Errungenschaften und
^ srtztümern davongetragen hat , daß man

urchaus berechtigt ist , von ihr eine gewisse Mäßi -
" lins zu erwarten .

Gut wäre es , in diesem Zusammenhang überhaupt die
^
" üie Gesamtmenschheit wichtige Frage aufzuwerfen ,

» ps-
b denn der Sieger das Recht haben soll , dem

e.^AEen , der ja schon ohnehin aus tausend Wunden
e . 'E und zufammenbricht, nun auch noch das Fell über
. Ohren zu ziehen. In barbarischen Zeitläuften mag
Zerr? ? derartige Methode begreiflich sein. In einem

aber, das sich ein Zeitalter der Kultur und der
H l̂lchüchkeit nennt , ist diese Methode ein moralisches

und bei der wirtschaftlichen Verkettung aller
z . kstaaten untereinander alercktteitia «ruck eine voli -untereinander gleichzeitig auch eine polt'A Dummheit .

7^ ? sehen wir ,
I » che bestehe»!, daß die Entente

davon^ ab , so bleibt doch noch immer die

bisher bereits 20 Milliarden Goldmark
empfing ;

unsere Kriegsflotte ausgeliefert bekam ;
den größten Teil unserer Handelsflotte er¬

hielt ;
Lokomotiven , Eisenbahnwagen , Gerätschaften,

Waffen , Munition , Vieh und Waren ganz
bestimmter Art in einer Menge überliefert bekom¬
men hat , die dem Wert nach in die Milliarden
geht ;

Elsaß - Lothringen und unsere Kolo¬
nien annektiert hat ;

das Saargebiet unter seinen Einfluß gebracht
hat ;

wertvolle östlicheProvinzen aus dem Reichs¬
körper gerissen hat ;

das linke Ufer des Rheins mit den dazu¬
gehörigen Brückenköpfen besetzt hat

und uns durch die Entwaffnungsbestim -
mungen und andere Vorschriften des FriedenS -
vertrageS in eine Lage gebracht hat , die vom
Standpunkte der Machtpolitik aus gesehen , wahr¬
lich bejammerungswürdig ist.

Alle diese Errungenschaften bedingen doch so gewaltige
moralische, finanzielle , wirtschaftliche und politische N or -
teile , daß man es durchaus verstehen könnte, wenn ein
Gerechtdenkender von der Entente verlangen würde , sich
mitdem jetzt Erreichten zu begnügen . Und
wenn die Entente ihre vernichtende Habgier mit der so¬
genannten „Schuld" Deutschlands begründet , so braucht
man ihr ja nur das Wort Lloyd Georges entgegenzu¬
halten , daß nämlich eigentlich alle Staaten ir¬
gendwie an dem Kriegsausbruch schuld
sind . Schon allein der Umstand, daß die Entente aus
dieser ganzen Schuldfrage das Recht zu Erpressungen für
sich ableitet , daß sie die angebliche „alleinige Schuld
Deutschlands " zu egoistischen Zwecken der Bereiche¬
rung ausbeutet , wird jedem Menschenkenner zeigen, daß
es sich hier um eine „Schuld" handelt, die lediglich kon¬
struiert wurde , faktisch aber nicht besteht , wenigstens
nicht als Allein schuld, wie es unsere einstigen Feinde
zu behaupten wagen.

Jedenfalls haben wir alle Veranlassung , das eben er¬
wähnte Argument nach allen Kräften auszunutzen , und
zwar so arlszunutzen, daß auch dasAuslandvonihm
erfährt . Für seine propagandistische Verbreitung zu
sorgen , ist geradezu eine vaterländische Tat . Dabei be¬
tonen wir nochmals, daß wir nicht die Absicht haben , uns
überhaupt um die von uns unterschriebenen Bestimmun¬
gen des Friedensvertrages herumzudrücken, sondern daß
wir dieses Argument lediglich deshalb verwerten , um
eine gerechtere Beurteilung unserer Lage
zu ermöglichen, und um vor der Welt den Beweis dafür
zu erbringen , daß die Entente auf Grund dessen, was sie
bisher schon durch ihren Sieg gewonnen hat , zu
einer Mäßigung in der Reparationssrage
verpflichtet wäre.

Die führenden Staatsmänner der Entente , vor allem
die französischen , werden sich natürlich dadurch nicht be¬
einflussen lassen . Aber wir müssen mit der Zeit als den
für uns günstigen Faktor rechnen . Und jenes Argument
ist geeignet, langsam den Boden zu bereiten für jene
Kampagne , die wir ja doch unternehmen müssen, damit
endlich eine vernünftige und humane Revision des
Friedensvertrages stattfindet.

Die trostlose Miirtscksktsiage
in Polen .

Aus Warschau wird uns geschrieben :
Die hochgemute Stimmung , die sich der BevAkerung und

besonders der Presse in der Hauptstadt Polens nach dem Be¬
kanntwerden des Abschlusses der französisch -polnischen Waf¬
fenbrüderschaft bemächtigt hatte « hat schnell einem , wenn
auch noch nicht von alle « Seiten offen anerkannten Gefühl
des Katzenjammers Platz gemacht . Di « Depression kommt
schon in dem erneuten Steigen - er fremden Valuta zum
Ausdruck . Dem bis Ende Januar andauernden Sinken der
polnischen Valuta war in diesem Monat eine , wenn auch nur
leichte , Besserung gefolgt und die polnischen Zeitungen
triumphierten , daß diese Besserung anhalten würde . Sie
hatten aber , wie gewöhnlich , chre Jubelhhmnen zu früh an -
gestimmt . Der Dollar , der schon auf etwa 730 bis 750
herunter gegangen war , steht jetzt wieder auf 810
bis 830 polnischen Mark , der französische Frank steht auf
SO M ., was beiläufig der angeblich durch die Reise PilsudSki »
geförderte « Aussicht auf engste Handelsbeziehungen zwischen
Polen und Frankreich einigermaßen im Woge stecht.

Die neuerliche Verschlechterung des Standes der polnischenBanknoten ist umso auffälliger , als die Regierung sich end¬
lich hat berertfinden lassen , gegen die hiesigen Banken , di«
durch ihre vom polnischen Standpunkte aus landesverräteri¬
schen Spekulationen mit zu dem Sinken der polnischen Mark
Leigetragen hatte « , vorzugehen . Drei Direktoren der polni -
lchen Kaufmannsbank sind vor einigen Tagen verhaftet wor¬den . Dabei haben die Ermittlungen die sehr merkwürdig «
Tatsache ergeben , daß das polnische Kriegsministerium bei
dieser Bank 300 Millionen Mark deponiert hatte . Die pol¬nische Kaufmannsbank ist ein ziemlich unbedeutendes Unter -
nehmen und es ist doch etwas eigenartig , daß das Kriegs -
Ministerium gerade mit einer solchen Bank in Verbindungsteht . Diese Tatsache hat zu allerhand wenig schmeichelhaftten Vermutungen Anlaß gegeben , die einen gewissen Rück¬
halt daran haben , daß erst vor wenigen Wochen ein Division »,
general und sein Adjutant böse bloßgestellt worden find, weil
sie große Mengen von amerikanischem Reis , der zur Gr «Nahrung der Truppen bestimmt war , an Schleichhändler ver ,schoben haben . Angesichts dessen kann man sich nicht wun¬dern , daß auch dre Verbindung des Kriegsministeriums mitder so avg kompromittierten polnischen Kaufmannsbank un¬
freundlich kommentiert wird .

Der Boden für Gerüchte aller Art ist schon Lurch die immer
trostloser werdende ErnährungSlage Polens vorbereitet . ImLaufe des Februars sind die Lebensmittelpreise um 50 big75 Prozent gestiegen , während der Januar eine Erhöhungum „ nur " LS Prozent gegenüber dem Vormonat gebrachthatte . Nach den Berechnungen des Ernährungsministers ist!auch rm nächsten Jahre mit einem starken Fehlbettage a»
Korngetreide zu rechnen , so Laß die Preise dann noch weiter
anzrehen durften . Aber auch das Nahrungsmittel , das in -
folge eines guten Erntergebnisses im Jahre ISA ) in gro -
ßen Mengen vorhanden ist oder war , die Kartoffel , steigt
fortgesetzt im Preise . Das Pfund Kartoffeln kostet in War -
schau bereits 6—7 M . im freie « Handel , wohl bemerkt da ,polnische Pfund von 400 Gramm . Das deutsche Pfund würd «
sich demnach auf 8—9 M . stellen . Angesichts dieser Preis «
»st es begreiflich , daß die Landwirte im vorigen Herbst nichtbereit waren , den Zentner Kartoffeln für die 42 p . Mark
herzugeben , die ihnen der Staat großntütig bewilligen wollte

Die Schwächung durch Lie schlechte Ernährung hat di«
Disposition zu Krankheiten bei der Bevölkerung sehr ge¬steigert . Schwindsucht und Typhus raffen viele Zehntausend «von Menschen dahin . Früher kamen in Polen auf Zehn -
jausend Menschen etwa 19 Tote , jetzt hat sich die Zahl auf !

Und was tut die polnische Regierung , um dem Elend ab -
zuhelfen ? Sie hat am 22 . Februar einen von 4 Minister «!
Unterzeichneten Aufruf an Lie Bevölkerung erlassen , in dem
sie Mäßigkeit , Sparsamkeit , Unterordnung des Einzelne «unter die Allgemeinheit , Gemeinsinn und andere löbliche
Eigenschaften von - er Bevölkerung verlangt . Sehr originell
ist das nicht , denn der gegenwärtige Verpflegungsminister hat
schon vor einigen Wochen bei seinem Amtsantritt eine ähn -
liche Kundgebung erlassen . In solchen schönen Phrasen istdie polnische Regierung groß . Sie hat ganz im Sinne de»
erwähnten Aufrufes vor etwa 14 Tagen ein Telegramm aaLie polnischen Zeitungen gesandt , das besagte : „Die Regierung
beabsichtigt die Teuerung energisch zu bekämpfen . Dir Be -
Hörden wurden angewiesen , auf dem Verwaltungswege z«intervenieren ."

Die in solchen hohlen Kundgebungen zutage tretende Hilft
losigkeit der Regierung bereitet nur dem Kommunismus un¬
gemischte Freude . Es ist erstaunlich , wie hier die kommu¬
nistische Strömung , dis obendrein anscheinend durch russisch«
Agitatoren genährt Witt ), von Tag zu Tag wächst. Die nach ,
sten Wochen , vielleicht schon die nächsten Tage , könnten de«
Regierung unliebsame Überraschungen bringen .

Politische Neuigkeiten.
Der deutsche Protest heim Völkerbund .

In dem Protest der deutschen Regierung beim Völkerburch
gegen die Sanktionen heißt es :

Das Vorgehen der Alliierten verstößt gegen den Bertra »
von Versailles . Die Alliierten bezeichnen ihre Maßnahme «
als Sanktionen , zu denen ihnen die Bestimmungen des Ver¬
trages das Recht geben . In Frage könnten nur folgende Be¬
stimmungen kommen :

1 . Der 8 18 der Anlage 2 zum Teil 8,
L. Der Schlußsatz des Artitels 299 und der Artikel 430.
Seine dieser Bestimmungen gestattet , deutschen Boden au¬

ßerhalb deS Gebiete » westlich des Rheins und der Brückenköpfe
neu zu besetzen . Nach Artikel 429 darf die Zurüchsiehung der
Okkupationstruppen aus den besetzten Gebieten hinausgescho¬
ben werden , wenn die alliierten und assoziierten Regierungen
bei Ablauf der Besetzungsfrist die Sicherheit gegen einen nicht
herausgeforderten Angriff Deutschlands nicht als hinreichend
betrachten . Nach Artikel 430 kann geräumtes Gebiet wieder
besetzt werden , wenn Deutschland sich weigert , seine Repara¬
tionspflichten zu erfüllen . Aus dem 8 18 kann ein Recht zur
Besetzung deutschen Gebietes überhaupt nicht hergeleitet wer¬
den . Auch die wirtschaftlichen Sanktionen können aber nach
§ 18 nur wegen Nichterfüllung der ReparationSverpflichtunge «
verhängt werden . Ein Verstoß gegen die Reparationsverpflich »
tungen liegt nicht »or . Die als zweite Sanktion angekündigte
teilweise Beschlagnahme des Kaufpreises deutscher Waren
würde ausdrücklichen Zusicherungen widersprechen » die di «
belgische , die britische und die italienische Regierung wegen de,
Verzicht , auf Anwendung des 8 18 gegeben haben . Die Ein¬
führung einer eigenen Zollordnung im Rheinland « ist schon
deshalb nicht als Strgsmaßnähme anzuwenden , weil oer Ar¬
tikel 270 des Friedensverttages sie davon abhängig macht , daß



sie zur Wahrung der wirtschaftlichen Interessen der Rtzrin-
tendSbevölkrrung für erforderlich zu erachten ist. Der Mini¬
sterpräsident der französischen Republik hat am 4. Februar in
»er Deputiertenkarmner bekannt, daß es sich hier um eine
über die Bestimmungen des FrtedenSvertrageS hinausgehende
Maßnahme handeln würde . Die Alliierten beabsichtigen mit
den Zwangsmaßnahmen , Deutschland ihren Vorschlägen bin-
sichtlich der Art der Erfüllung der Reparationspflicht gefügig
au machen . Diese Vorschläge sehen eine v»m Vertrag abwei¬
chende Regelung vor. Eine Verpflichtung zur Annahme der
Vorschläge besteht daher nicht .

Die deutsche Regierung , die di« Dölkerbundsakte mitunter¬
zeichnete , richtet an den BölkerbundSrat das Ersuchen, die ihm
obliegenden Schritte zur Einleitung des in der Akte vorge¬
sehenen Schlichtungsverfahrens zu tun und dafür Sorge zu
tragen , daß die von den Alliierten angewandten Gewaltmaß¬
nahme« sofort aufgehoben « erd, ». Die deutsche Regierung
genügt ihrerseits schon jetzt der Vorbedingung zur Durchfüh¬
rung des Verfahren , indem sie für dieses Verfahren die Pflicht
eines Bundesglieds aus sich nimmt .

Die Erpressungen .
Wie »Petit Puristen " mitteilt , hat die Reparationskommis -

Kon sich vorgestern versammelt , um Deutschland aufzufordern ,
»en Artikel L3S des Friedensvertrages auszuführen , d . h . den
Rest der Summe zu begleichen, dft nach Ansicht der Kom¬
mission noch nicht bezahlt ist . Es handelt sich hier um die
20 Milliarden Goldmarl . Bekanntlich hat Deutschland nach
seiner Anficht für 21 Milliarden Goldmark seit dem Waffen¬
stillstand an die Alliierten geliefert. Die alliierten Regt- ,
rungr » jedoch behaupten , daß nur die Summe von 8 Mil¬
liarden erreicht worden sei. Die Reparationskoinmiffion
« erde ferner gemäß Artikel 233 spätestens am 1 . Mai * 921
Deutschland den Bettag - er Schulden mitteilott , deren Er¬
satz der Vertrag verschreibe. DaS Blatt fügt hinzu , dieser
Bettag sei notwendigerweise höher, als die Summe , die das
Abkommen von Paris festgesetzt habe . Mit anderen Worten ,
so sagt das Blatt , wenn Deutschland bei seiner Ablehnung be¬
harren werde, werden es die Alliierten zwingen und die
lückenlose Ausführung LeS Frieden - Vertrags verlangen . DaS
sei die Bedeutung der vorgestrigen Sitzung der ReparationS -
kommifsion.

Ünnsbme der englischen ReparationsbM .
Londen, IS. DiÄrz . (Wolfs .) Die sogenannte deutsche Re-

varationÄbill wurde in zweiter Lesung ohne namentliche Ab¬
stimmung vom Unterhaus angenommen .

Loch ein französischer Protest .
^Aus Paris wird gemeldet : Der VollzugSrat des shrchikali -

stischen Arbeiterverbandes nahm eine Resolutton an » in der
gegen den FriedenSverttag von Versailles «mfs neue prote¬
stiert wurde . Der Verband verurteilt die Art und Weise, mit
der man jetzt von Deutschland unmögliche Entschädigungs¬
summen zu erpressen versucht. Das französische System er¬
halte den Hatz unter den Völkern. Zwischen den französischen
« ich deutschen Arbeitern sei eine Verständigung erzielt wor¬
ben, wonach dis deutschen Arbeiter sich bereit erklärt haben ,
bis französischen Ruinen wieder aufzubauen . Der Verband
fordert alle Lokalverbände auf , wachsam zu bleiben gegen¬
über einer neuen Kriegsgefahr , die Frankreich heraufbe¬
schwöre .

Der RbemlScbe provinziallandtag
Der Rheinische PvovinziMandtng trat am 13. März in

Düsseldorf zusammen . Auf Befehl deS französischen Ober -
kommandierenden der Besatzung nimmt ein französischer
Offizier an den Beratungen teil . In feiner Eröfftmngsan -
spräche wies der Oberprasident Grhr . v . Grote auf die wich¬
tigsten Vorlagen hin , gutachtliche Stellungnahme zu dem
Entwurf des Gesetzes über die erweiterten Selbständizketts »
rechte der Provinz und Vornahme der Mahlen zum preußi¬
schen Staat . Er schloß mit den Worten : „Über das , waS in
dieser Stunde die Herzen der Rheinländer am tiefsten be-
« egt «nd am schwersten bedrückt , kann ich zu Ihne « nicht
frei sprechen . Ich beschränke mich darauf . Ihnen noch ein¬
mal das Wort in Erinnerung zu rufen , das vor einigen Ta¬
gen von der höchsten Stelle des Meiches an alle deutschen Mit¬
bürger gerichtet worden ist : Ehern zusammenschmieden so«
« nS dieses Leid z« einigem Fühlen , zu einigem Wollen !
(Allgemeines Bravol ) . Ich stelle fest , daß dieses Wort auch in
de» Herzen der Meinländer einhellig und kräftigen Widerhall
findet . Mit dem innigen Wunsche, daß auch Ihre Beratungen
und Beschlüsse von lern einigen Fühlen und Wollen getragen
sein mögen und daß sie trotz der unsagbar schweren Zeit
unserer teuren Heimat und dem ganzen Vaterland zum Segen
dienen mögen, erkläre ich den 60 . Provinziallandtag für er¬
öffnet".

Auch die Rede deS Alterspräsidenten des Gch . Sanitätsrats
Dr . Olbrr (Zentr .) aus Bonn schloß mit einem begeisterten
Bekenntnis der Treue znm deutschen Vaterland .

Deutscher Reichstag .
Der Reichstag überwies gestern den Neichshaushaltsplan

für 1921 dem Hauptausschuh, die Gesetzentwürfe über die
Änderung des Zündwarensteuergesehes , wegen Verlängerung
der Gültigkeitsdauer der Kohlensteuer und wegen Änderung
des Zuckersteuergesehes, sowie den Entwurf eines Sühstoff -
gesetzes an den Steuerausschuß und trat dann in die Beratung
des Etats des Reichsministeriums des Innern ein. Es spra¬
chen die Abgg . Hofmann - Ludwigshasen (Zentr . ) , Beuermann
(D . Vp. ) Staatssekretär Schulz, die Abgg. Löwenstein (U . S . ),
Siwkowicz (Dem . ), MüUer-Franken (Saz . j , Reichsminister
Koch» Staatssekretär Albert und die Abgg . Fröhlich (Komm.),
Ledebour (U . S . ) , Levi (Komm.) und Hoffman » (Komm. ) Lede -
bour verlas einen Brief , in dem er mit Erschießen bedroht
wird . Die Untersuchung ergab, daß innerhalb der kommunisti.
scheu Organisation eine geheime Organisation , eine sogenannte
Zelle, gebildet worden sei, mit dem Zwecke, die «nlicbfame»
Gegner zu beseitigen. (Protest bei der Linken.) Die Ausein¬
andersetzung zwischen den beiden Parteien der äußersten
Linken erregte n großes Interesse und die Abgeordneten dräng¬
ten sich ln Scharen um die Rednertribüne .

Bei der Abstimung wurde der unabhängige Antrag Aderhold,
die Entwaffnung und Auflösung der bayerische « Einwohner¬
wehren schleunigst durchzuführen und dem Reichstag die Noten
vorzulegen, die zwischen der Reichsregierung und der baye¬
rischen Regierung gewechselt worden sind , mit den Stimmen
der Sozialdemokraten , dir Unabhängigen und der Kommunisten
angenommen .

Der Antrag , einen Gesetzentwurf einzubringen zur Regelung
des Verfahrens beim Volksentscheid , wurde angenommen , eben¬
so der Antrag auf Bestrafung der Schuldige« an der Verhaf¬
tung , der Abgg . Colstzor » (Ztg .) und Schiele (D .-N.)

Abg . Kniest (Dem .) begründete eine Entschließung, in der
schleunige Maßnahmen gefordert werden in allen den gewerb¬
lichen und kaufmännischen Mittelstand betreffenden K »« « u-
nalifierunge ». Abg . Jsemnann (Zentr .) sprach gegen die Kom¬
munalisierungen . Die Entschließung wurde gegen die Stim¬
men der beiden sozialistischen Gruben angenommen .

Es folgten Interpellationen , dann wurde die Sitzung aus
Mittwoch vertagt .

Die Demokratische Partei und die
Regierungsbildung .

Der Demokratische ZeitungSdienst verbreitet folgenden Be¬
richt :

«Der Parteiansschuß der Deutsche« Demokratischen Partei
trat am Samstag und Sonntag zu einer Tagung zusammen ,
um zunächst die satzungSmäßigen Wahlen vorzunehmen uns
dann über die Regierungsbildung zu beraten . Nach den Vor¬
trägen verschiedener Führer , besonders des Reichsministers
Dr . Koch, wurde mit großer Mehrheit folgende Entschließung
gefaßt :

Der Parteiansschuß billigt die bisherige, von der Fraktion
in der Frage der Regierungsbildung in Preußen eingenom¬
mene Haltung . Er hält eine Regierungsbildung der Mitte
auf möglichst breiter Grundlage und eine Übereinstimmung
der Regierungskoalition in Preußen mit der im Reiche für
nottvcndig und überläßt die weiteren Verhandlungen der Land¬
tagsfraktion im Einverständnis mit der Reichstagsfraktion und
dem Parteivorstand .

Der Vorsitzende Senator Dr . Petersen stellte später in einem
Schlußwort die volle Einmütigkeit des Parteiausschuffes in der
Stellung gegenüber dem Pariser Diktat fest und hob hervor,
daß sämtliche Redner «ns dem linksrheinischen Gebiet mit
den Parteifreunden und den übrigen Deutschen darin übrr -
einstimmen, daß die jetzige Politik Deutschlands gegenüber der
Entente auSgchalten werden muH und daß wir auf dem in
London ausgesprochenen „Rein" zu bestehen haben trotz aller
schweren wirtschaftlichen und politischen Wolken, die die Durch¬
führung und die mögliche Ausdehnung der Sanktionen im Ge-
fotze haben werden .

"

Line Linwobnerwebrdebatte im
bayerischen Landtag .

Ministerpräsident Dr . von Kahr hielt gestern im bayrischen
Landtage eine Rede, in der er u. a . die Einwohnerwehr wie¬
derum als eine Organisation zum Schutze der Ordnung gegen
Störungen , gleichgültig ob von links oder rechts, bezeichnet « .
(Lachen links) . Sie trage keine « militärischen Charakter
(erneutes Lachen links) . Das vielfach angezweifelte Treu - '
Verhältnis der Einwohnerwehr zur Regierung sei ein absolut
sicheres . Der Leitung - er Einwohnerwehren liege jede Ab¬
sicht, eine Nebenregierung zu bilden, vollkommen fern und sie
habe wiederholt bewiesen, daß sie nur die Aufträge der Re¬
gierung erfülle . Der Ministerpräsident zollt der glühenden
Vaterlandsliebe EscherischS und der Tatkraft seines Mitarbei .
ters Kanzler hohes Lob. Daß in einer Organisation von meh¬
reren hunderttausend Mitgliedern Entgleisungen vorkämen,
sei selbstverständlich. Aus der Personalunion in der Leitung
»er Einwohnerwehr und der Orgesch oder der Orka dürfe nicht
daraus geschlossen werden, daß die Einwohnerwehr ein Be¬
standteil dieser Organisationen sei. In diesem Zusammenhang
sei der Angriff des Herrn Mayer -Koy gegen Kanzler zu er¬
wähnen , der die Öffentlichkeit beschäftige . Es handele sich hier
um eine Agitation gewisser Kreise der Königspartei und des
Grafen Bothmer, die Ende Januar verabredet wurde mit dem
Zwecke, die Organisationen Escherisch und Kanzler als politisch
zu diskutieren , die Regierung zu stürzen, ein politisches Chaos
herbeizuführen und dann ein BolkSreferendum zu veranlassen
(Lebhafte Hörtl Hörtl -Rufe rechts). Bei dieser Sache scheinen
Fäden nach Österreich «nd nach dem Westen eine Rolle gespielt
zu haben . Mitglieder des früheren Königshauses ständen die .
ser Angelegenheit vollkommen fern . Im übrigen beschäftige
sie die Gerichte (Wiederholte lebhafte Bewegung ) . Im Verlauf
der Londoner Konferenz ist die Entwaffnungsfrage in den
Hintergrund getreten , über der Reparationsfrage hatte sie
ihre Bedeutung verloren . Dennoch glaube die Reichsregierung ,
an dem Entwaffnungsdiktat von Paris festhalten zu sollen.
Durch den Gesetzentwurf der Reichsregierung , der die Auf¬
lösung der Selbstschutzorganisationen vorsäh, sei die bayerische
Staatsregierung v» kommen überrascht worden und habe gegen
die Art dieses Vorgehens einstimmigen Einspruch erhoben. Der
Gesetzentwurf habe dann einige Abschwächungrn erfahren , aber
er widerspreche auch in der neuen Fassung dem Friedensvec -
kag und der Auffassung, die die bayerische Regierung und die
Reichsregierung selbst in der Frage der Auflösung bis dahin
eingenommen hätten . Wie immer aber die Entscheidung des
Reichstages über dieses Gesetz ausfallen möge, so könne die
bayerische Regierung nicht von der Überzeugung «blaffen, daß
es ein Fehler wäre , die Einwohnerwehren aufzulösen und zur¬
zeit zu entwaffnen (Beifall rechts.) Sie wisse sich dabei eins
mit der überwältigenden Mehrheit des bayerischen Volkes.
Nichts sei gegenwärtig so notwendig wie die Pflege jenes Gei -
stes, der eben in der Eiwohnerwehr lebt. Es sei der Geist
der staatlichen und nationalen Zusammengehörigkeit, der Geist
des Wiederaufbaues . Eine Regierung , die anders denke, ver¬
sündige sich gegen den heiligen Geist alles staatlichen und völ¬
kischen Lebens . Der FriedenSverttag verlange nur unsere
militärische Entwaffnung , die Vernichtung unserer militäri¬
schen Macht. Dieser Forderung sei, wie auch die Gegner wis¬
sen, längst entsprochen. Wenn die Gegner über den Friedens¬
vertrag hinaus die Vernichtung unserer Einwohnerwehr for¬
dern , so geschehe dies nur wegen des Lufbauwertes , der ihr
innewohnt . »Sollen wir einem solchen Vernichtungswillen ,
der im Widerspruch steht nicht nur mit Recht und Gerechtig¬
keit , sondern auch mit dem FriedenSverttag von Versailles »
widerspruchslos nachgeben. Wen würde die Geschichte mehr
verurteilen : aufrechte Männer , die sich ihre Mannhaftigkeit
nicht nehmen ließen, oder die Regierung , die sich zum Schergen
eines solchen Feindeswillens machen wollte? Um diese Frage
handelt es sich, und deswegen kann ich bei de« gegebenen Ver¬
hältnissen weder an der Auflösung nnd Entwaffnung unserer
Einwohnerwehren Mitwirken, noch die Männer verurteile «,die sich nicht entwaffne« lassen wollen. Deutschlands Zu¬
kunft hängt allein von der Kraft seines Willens ab, sich zu
behaupten und im Interesse seiner Behauptung unter Um¬
ständen auch zu leiden und zu dulden. Bringen wir diese
Kraft , uns national zu behaupten, nicht auf , dann Hilst un-
alle Wirtschaft nichts. Denn auch die Völker leben nicht allein
vom Brote . Hierüber kann unter ernsten Parteien und unter
verantwortlichen deutschen Regierungen kein Zweifel bestehen,
und deswegen bin ich überzeugt , daß, weil im Ziele einig, wir
uns über alle Meinungsverschiedenheiten im einzelnen hin¬
weg auch über den Weg, der zu diesem Ziele führt , schließlich
Werden zusammenfinden können." (Lebhafter Beifall rechts,
Unruhe links .)

In der sich anschließenden Debatte erklärte der Abg. D . d.
Knilling (Bahr . Vp.), der Standpunkt der bayerischen Regie¬

rung sei von Anfang an der richtige gewesen. Demgegenüberübte der Führer der sozialdemokratischen Partei , Auer, « t,
schieden « Kritik an der Haltung des Ministerpräsident ««.Wenn , ' — - . . .r, so führte er u . a. aus , die Einwohnerwehrfrage kei«,
tnnerpolitische bayerische Angelegenheit mehr sei, sondern sich
zu einer anßenpotittsche« von höchster Bedeutung entwickelt
habe, so kage daran lediglich die bayerische Regierung di«
Schuld . In den letzten Tagen find von hemmungslosen
vinistischen Agitatoren wieder genug politische Fensterscheibe «
«ingeworfen worden. Diese suchten aus der einmütigen Ab¬
lehnung der unerfüllbaren Pariser Forderungen ihre demago .
<nschen Vorteile zu ziehen. Die Machenschaften der Leute n«,Helferich werden von Berlin nach München auf die Straße ge¬
tragen . Dieser Bewegung ist Herr v. Kahr zum Opfer ge.
fallen ; er hat bei seinen Reden am letzten Sonntag und heut«Ol i«K Feuer gegossen. Wo bleibt bei solchem Gebaren div
Verantwortung gegenüber dem Reich ? I Man mutzte erschrek.
len über die Qualifikation , die Herr v . Kahr heute indirekt
den Staatsmännern der anderen deutschen Staaten und der
Reichsregierung zuteil werden ließ. Bei solcher Einstellung
des bayerischen Ministerpräsidenten ist es nicht verwunderlich,wenn ihm auf den Ministerkonferenzen nicht die von ihm ge¬
wünschte Aufnahme zuteil wird . Es handelt sich um di«
Frage , ob die bayerische Regierung gegen die von dem dem
Zentrum angehörenden Reichskanzler Gohrenbach geführte
Rrichsleitnng revoltieren , oder ob sie ihren Anordnungen Folg«
leisten wird, es handelt sich um den Bestand des Reichs, Yen
wir Sozialdemokraten mit aller Kraft gegen jede Gefährdung
verteidigen werden. Die Demonstrationen vom letzten Sonn¬
tag, durch die sich Herr v. Kahr so angenhem überrascht zergje ,
trugen so spontanen Charakter , daß man von deren Vor¬
bereitung schon am Freitag in den Minister « » Bescheid
wußte . (Lebhaftes Hörtl Hört ! ) links.) Durch solche Kund¬
gebungen wird eine überaus gefahrvolle Atmosphäre geschaf¬
fen . Wir SozialdemÄkraten erheben gegen diese Vorgänge
den allerschärfsten Protest , nicht aus parteipolitischen Grün¬
den , sondern aus der Sorge um unser Volk, von dem wir ein
Stück sind . Haben nicht die Kreise der Unentwegten sich im¬
mer wieder darauf berufen , daß die Entente es nicht wagen
würde , einzumarschieren , und daß man darum getrost mit der
Faust auf den Tisch schlagen dürft ? Nun find es wieder die.
selben Kreise, die darüber Hubeln , daß durch den Vormarsch der
Feinde endlich klare Verhältnisse geschaffen würden . Auf der
Seite Deutschlands steht das Recht nnd die Vernunft der Tat¬
sachen . Aber dies« bevorzugte Stellung wollen wir nicht in
Frage stellen lassen durch das törichte Geschrei eines unver¬
antwortlichen Kraftmeiertums .

Kurze polLt. Nachrichten.
* Angeblich 180 Milliarden Schäden. Die der Regierung

von der Reparationskommission übermittelten Schadenrech,
nungen der vormals feindlichen Länder belaufen sich nach den
bisherigen Berechnungen auj . insgesamt rund 180 Milliarden
Gokdmark.

* Zurückziehung amerikanischer Millionen -Austräge . Di«
Pariser Ausgabe der »Chicago Tribuns " veröffentlicht einen
Bericht aus Düsseldorf, daß die meisten amerikanischen Kauf-
leule ihre Aufträge mit deutschen Fabriken rückgängig gemacht
haben, bis sie über die praktischen Folgen der Zwangsmaß .
nahmen unterrichtet sind. Die jetzt zurückgezogenen Bestellun¬
gen belaufen sich auf mehrere Millionen Mark . Ein Kauf¬
mann aus St . Louis , der allein für vier Millionen Dollars
chirurgische Instrumente bestellt hatte , hat diese Bestellung
ebenfalls zurückgezogen.

* Zur Kriegsschuldfrage. Die Sammlung der Zusammen¬
stellung der Akten des Auswärtigen Amtes zu den Ursachen
des Weltkrieges ist nun abgeschlossen ; mit dem Erscheinen
deS Werkes, voraussichtlich in IS Banden , ist im Lauft tieft »
Jahres zu rechnen. Durch die Veröffentlichung werden di«
vielen Halbwahrheiten und Lügen zerstreut werden , die inl
den Anklageschriften des feindlichen Auslandes bezüglich de-
Weltkrieges ausgestreut worden sind.

* Ermordung Talaat Paschas. Gestern vormittag gegen
)L12 Uhr wurde vor einem Hause in der Hartenhergsttaße in
Charlottenburg ein älterer Herr von einem Ausländer hinter¬
rücks erschossen . Der Täter warf Len Revolver weg und ver¬
suchte zu flüchten, wurde vom Publikum aber angehalten und
dann verhaftet . Man stellte in ihm den 24jährigen Studen¬
ten Salomon Teilirian , gebürtig in Salmas in Persien fest.
Nach einer Korrespondenzmelduna ist der Ermortete der
frühere türkische Kriegsminister Falaat Pascha.

* Ausländische Spionage in der Chemischen Industrie . Der
Verein gegen das Bestechungswesen, Sitz Berlin , teilt unS
mit : Die Strafkammer Darmstadt verhandelte gegen den
Werkmeister .Wilhelm Rotenstei«, der seit 23 Jahren auf dem
Werk Gernsheim der Chemischen Fabrik Th . Goldschmidt
A .-G . in Essen tätig war . Der Angeklagte ist von einem
Chemiker Dr . Hazard in Paris durch Bestechung zum Verrat
von Betriebsgeheimnissen verführt worden . Dr . Hazard traf
sich mehrfach mit dem Angeklagten in Mainz und übergab ihm
ausgearbeitete Fragen , die der Angeklagte unter Verfügung
von Zeichnungen über lie Anordnung der Apparatur beant¬
wortete . Angesichts der durch sorgfältige Überwachung er¬
langten Beweise war der Angeklagte geständig . Das Ge¬
richt betonte, jedermann wisse , daß unsere Gesurchung von der
Exportfähigkeit unserer Industrie obhänge. Solcher Verrat
an Ausländer müsse daher scharf bestraft werden . DaS Ur¬
teil lautete auf sechs Monate Gefängnis , ohne Bewilligung
einer Bewährungsfrist .

* DaS neue spanische Kabinett hat sich nunmehr konstituiert,
Präsident wurde Allrnta Salazar , das Äußere erhielt de Lem«,
öffentliche Arbeiten Lacierva.

Kudiscke Aebersicbt.
Versorgung des Dandwerks mit Rlutzbolz .

* Bon zuständiger Stelle Witt» uns geschrieben:
DaS Finanzministerium — Forftabteilung — hat von

einer Regelung der Abgabe von Nutzholz an das Handwerk,
wie sie für das Jahr 1920 getroffen worden war , für daS
lausende Jahr abgejehen . Dagegen sind die Forstämter ange¬
wiesen worden. Len Bedarf des Handwerks und der Selbst-
Verbraucher durch Abhaltung von Kleinversteigerun¬
gen , in dringenden Fällen auch Lurch ft eihändige Abgab*
«ntgegenzukommen.

Die Bezirksämter werden «S sich auch in diesem Jahre aa-

gelegen sein lassen» bei den Gemeinden mit eigene» !

WaLbefitz und bei Len Standesherrschaften in de»

gegebenen Fällen für ein gleiches Entgegenkommen gegenübS
den Handwerkern einzuketen .



Aber die Grganisation der Polizei
in Kaden .

- - «m Landtag eine Denkschrift des Ministeriums d«S In »
« rn zugegangen, aus der folgendes mitgeteilt sei :^

Hei den Verhandlungen zwischen der Reichsregierung und der
Lntente wurde die Gesamtzahl der im Deutschen Reiche zu-
Lifigen bewaffneten Ordnungspolizei auf ISO 000 Mann fest-
« seht. Bon dieser Gesamtzahl sollen nach dem bisherigen
Stand der Verhandlungen auf Baden 4200 entfallen . Die ge»
Samte Polizei untersteht dem Ministerium des Innern . In
!«r Münsterialabteilung für Polizeiwesen werden die Ange»
i-aenheiten der Polizei von den Berwaltungsreferenten bear»
z^ tet . Der Polizeioberst im Ministerium hat die selbständige
Leitung , nach den dom Ministerium gebilligten Grundsätzen,
»ei de? Ausbildung und der Disziplin der Gruppenpolizei , bei
her Durchführung der Verwaltung und in Personalsachen , so-
»eit es sich nicht um Führer handelt .

Die Ordnungspolizei ist örtlich gegliedert und untersteht in
ßrten mit staatlicher Polizeiverwaltung dem Polizeidirektor
hezw. dem Bezirksamt, in allen anderen Orten dem Bezirks¬
amt (soweit es sich um Staatspolizei handelt ). Reben der
asten Polizeimannschaft sind in Kasernen untergebracht : in
Heidelberg drei Hundertschaften, in Mannheim drei Hundert¬
schaften, in Karlsruhe vier Hundertschaften und eine Nach¬
richtenabteilung, sowie eine Hundertschaft als Lehrabteilung .
In Areiburg sind drei Hundertschaften und in Müllheim zwei.
Es soll ferner noch je eine Hundertschaft ausgestellt werden in
Higmaringen, Waldshut und Lörrach. Die Wahl der Orte , an §
henen die Polizei durch Aufstellung geschloffener Verbände eine j
Verstärkung erfahren hat, ist erfolgt mit Rücksicht auf die be¬
sonderen polizeilichen Interessen , die an den einzelnen Orten
in Frage stehen , und auf die Möglichkeit der Unterbringung .
Das letztere Moment war auch bestimmend für die Wahl der
Stadt Sigmaringen als Polizeistützpunkt, da in Villingen , Do-
naueschingen und Konstanz, wo die Kasernen mit Reichswehr
helegt sind, keine geeigneten Räume für die Unterbrin¬
gung der Polizei zur Verfügung stehen . Mit dem Regierungs¬
präsidenten von Sigmaringen ist Hierwegen eine vom preutzi-
fchen Ministerium des Innern genehmigte, kündbare Verein -
harung zustande gekommen. Es ist auf diese Weise möglich ,
gröhere Polizeikräfte für die Kreise Konstanz und Villingen
rasch zur Verfügung zu haben.

Das Bestreben der Regierung geht darauf hinaus , aus der
bisherigen blauen Polizei und der aus der Sicherheitspolizei
Vernommenen Beamtenschaft eine möglichst einheit¬
liche Ordnungspolizei zu bilden. Die Vorarbeiten
für eine neue einheitliche Uniformierung sind im Gange . Der
Zugang zur staatlichen Ordnungspolizei soll
künftig einheitlich fein, so dah jeder Beamte zunächst in der
geschloffenen Formation ausgebildet und verwendet und erst
Hann entweder im Einzeldienst oder in den höheren Stufen bet
der geschlossenen Formation beschäftigt wird. Es ist deshalb
der Zugang unmittelbar zum Einzeldienst (bisherige blaue
Polizei ) gesperrt worden. Künftig sollen alle Anwärter für
den badischen Polizeidienst im Alter von 19 bis 22 Jahren in
die Polizeischule kommen , dort ein Jahr theoretische und prak¬
tische Ausbildung erhalten und mehrere Jahre als Polizei¬
männer, Streifenmeister und Rottenmeister Dienst tun . Rach
einem Ausbildungskurs und bestandener Prüfung erfolgt die
Beförderung zum Polizeiwachtmeister, der im Einzeldienst oder -
in der geschlossenen Formation Verwendung finden kann . Auf
Gnmd dieser Prüfung soll auch der Übergang in die Gendar¬
merie, die ihren Ersatz gleichfalls möglichst nur auf diesem
Kege suchen soll, stattfinden . Bei der Polizei im Einzeldienst >
Hilden die Polizeiwachtmeister den Stamm der Beamtenschaft .
Die technische Leitung des Einzeldienstes führt unter der Poli -
zeidirektion oder dem Bezirksamt der leitende Polizeioffizier
(Polizeiinspektor oder Polizeioberinspektor ). Bei der Gruppen¬
polizei bekleiden die Polizeiwachtmeister Vorgesetztenstellung.
Die Gruppenpolizei ist in Hundertschaften gegliedert und eS
find in der Regel mehrere Hundertschaften zu einer Gruppe
»ereimgt . Führer einer Gruppe ist der Polizeimajor , Führer
der Hundertschaften der Polizeihauptmann . Zur Besetzung der
übrigen Führerstellen find Polizeioberleutnants , Polizeileut -
Mmts, Polizeihaupt - und Zugwachtmeister vorgesehen. Dem
Polizeiwachtmeister ist der Aufstieg in die Stelle des Zug - und
Hauptwachtmeistersund in die Führerstellen offen.

Reben der staatlichen, bewaffneten und uniformierten Ord -
wmgSpolizei im Einzeldienst und in geschloffener Formatton
bleiben weitere Zweige staatlicher Polizei bestehen, die regel¬
mäßig ihren Dienst nur in bürgerlicher Kleidung und ohne
Bewaffnung mit Säbel » Pistolen oder Karabiner und vielfach
in Bureauräumen tun . Hierzu gehört in erster Linie die K r i-
minalpolizei bei den Staatsanwaltschaften . Sie soll wie
bisher ihren Ersatz aus Polizeibeamten finden , die bereits als
Polizeiwachtmeister im Einzeldienst erprobt sind . Entsprechend
bfter dienstlichen Tätigkeit soll die bisherige Amtsbezeichnung
Priminalschutzmann , Kriminalwachtmeister , Kriminalober¬
wachtmeister) durch die bester zutreffende . Kriminalassistent ,
Rttminalsekretär, Kriminaloberfekretät " ersetzt werden . Ent¬
sprechend der« Polizeioffizieren bei der Ordnungspolizei find
Porgesetztenstellen als Kriminalkommissare, Kriminalinspek -
toren vorgesehen . Eine der Kriminalpolizei ähnliche Tätigkeit
Mif anderen Sachgebieten übt die Fahndungspolizei
btt den Polizeidirekttonen und Bezirksämtern aus . Die De-
ttnten der Fahndungspolizei sollen künftig die Amtsbezeich¬
nung Polizeiassistenten, Polizeifekretäre u . Polizeiobersekrctäre
führen . Die gleiche Amtsbezeichnung soll ferner weiteren Be»
Aten zukommcn, die nicht mit den Aufgaben der bewaffnete »
Ordnungspolizei befaßt find.

Unberührt von der Neuorganisation der OrdnungSpolig «
Wl die badische Gendarmerie in ihrer bisherigen Stärke
Wnd Organisation bestehen bleiben.

Gemäß den Forderungen der Entente müssen die Beamten
ber Ordnungspolizei auf eine lange Reihe von Jahren fest
bkrpflichtet werden. Es ist vorgesehen, die Verpflichtungs¬
bauer auf 12 Jahr « festzusetzen . Das Dienstverhältnis während
Weser Zeit soll vertragsmäßig sein und nur bei übertreten

den Einzeldienst soll vor Ablauf der 12 Jahre planmäßige »
Mer zunächst noch, nach den allgemeinen Grundsätzen deS De-
mntenrechts , widerrufliche Anstellung erfolgen . Das Zugangs -
^ ter zur OrdnungSpolizei soll zwischen 19 und 22 Jahre »

Ähnlich wie in anderen Ländern deS Reiches soll auch in»mirruhe eine Polizeischule eingerichtet werden . Es wird
von dem Grundsatz ausgegangen , daß dem jungen An-

längere gründliche Schulung zu geben ist. laß
de» Drücken in den Einzeldienst und gleichsten !« Stelle »

Gruppendienstes nur nach einer weiteren Prüfung er-
darf , und daß die Fähigkeit für höhere Dienstgradsem« besondere Ausbildung zu fördern und durch Prü -" A " achzuweisen ist,
endgültige Regelung deS versorgnn ^ wesrnSl ist bisher

^ " itt
^
im steht den Angehörigen der Gruppen -

WolizeimajorS angestrllten Arztes, der das ganze Sanität »,
» esen zu regeln hat. Zur ältlichen Fürsorge an den ein¬
zelnen Orten find BertragSärzte bestellt und mit Kranken¬
häusern Vertrage abgeschlossen .

Die Frage » in welcher Weise eine Fürsorge »ach Beendigung
- er vertragsmäßigen Dienstzeit oder im Falle früherer Dienst -
rmfähigkeit einzutreten hat , konnte bis jetzt eine allgemeine
Regelung noch nicht finden . Es kann auch hier nur im engen
Benehmen mit der Reichsregierung vorgegangen werden, zur¬
zeit unterliegt ein vom Reichsministerium deS Innern mit¬
geteilter Entwurf eines PolizeipenfionZgesetzeSder Prüfung .

Diq Reichsregierung hat für das Budgetjahr 1819 die Über,
nähme von vier Fünftel der Kosten zugesagt und für da-
Budgetjahr 1920 von neun Zehntel der für geschloffene For¬
mationen in der neutralen Zone entstehenden Kosten und von
vier Fünfteln der außerhalb der neutralen Zone vorhandenen
Gruppenpolizei . Dabei hat die Reichsregierung zunächst den
von Preußen aufgestellten Etat zugrunde gelegt. In Baten
hat man sich mit Erfolg bemüht , mit dem Aufwand erheblich
unter dem nach dem preußischen Etat angenommenen Bedarf
zu bleiben. Der badische Voranschlag wurde dem Reichsmini¬
sterium des Innern vorgelegt und hat dessen Zustimmung ge¬
funden .

Lu den Vorgängen in den Deilstätten
Friedrichs- und Luisenbeim

gibt uns die Prefleabteilung der badischen Regierung noch
Kenntnis von der folgenden Feststellung der Landesversiche-
rungsanstalt Baden, t -ie sich gegen eine diesbezügliche Notiz
der Mannheimer „Tribüne " wendet. Es heißt darin :

ES ist richtig, daß eine Patientin einen Schreikrampf bekam
und nach Hause getragen werden mußte . Das war aber zu
einer Zeit , da die Ausweisung aus der Heilstätte der Kran -
len noch nicht eröffnet war . Die Nervenerschütterung ist
also nicht eine Folge dieser, sondern der Aufregung , in welche
die Kranke durch die ganze, aus Verschulden des Patienten -
ausschuffes verantaßte Entwicklung der Verhältnisse in den
Heilstätten versetzt worden war .

Die Patientin , welche angeblich mit hohem Fieber auf die
Straße gesetzt sein sollte, hatte eine Woche vorher eine
Reaktion .

Sämtliche aus den Heilstätten aüsgewiesenen Personen
wurden mit Fuhrwerk oder Kraftwagen nach der Bahnstation
befördert und erhielten außerdem die für alle übliche Ver¬
gütung der Reisekosten , eine Wjegzehrung und Zehrgelder .

Der stellvertretende Direktor der Heilstätten hat nur den
Auftrag ausgeführt , der ihm durch einstimmig gefaßten Be¬
schluß des Gesamtvorstandes erteilt worden war und dem
er als Beamter der Landesversicherungsanstalt nachzukommen
verpflichtet gewesen ist.

Kaudarleben betr.
* Die Bekanntmachung der Reichsregierung über die allge¬

meinen Grundsätze der Förderung deS Wohnungsbaues durch
Baudarlehen vom 19. Februar 1921 und die VollzugSbestim.
mungen des badischen Arbeitsministeriums vom 10. März
1821 sind in Nr , SO der „Karlsruher Zeitung " vom 12. März
1921 (Beilage ) veröffentlicht. Sonderabdrücke können von der
G . Wraunschen Hofbuchdruckerei in Karlsruhe bezogen werden.

Waditcke Gemeindetckau .
OI *I) . Offenburg » 14. März . Der Bürgerausschuß geneh¬

migte ohne Debatte und einstimmig den Ausbau des Elektri¬
zitätswerks mit einem Aufwand von 850 000 M , der auS
Anlehensmittelw bestritten werden soll.

! .? !>. Konstanz, 14 . März . Der Stadtrat hat beschlossen ,
beim Bürgerausschuß einen Betrag von 18 600 M . anzufor¬
dern, um im Monat April den Theaterbetrieb forführe » zu
Dunen .

Wadilcke Leitungsttiminen .
Wr den JahiU» »« «er dertftentlichie » ZeiNm-rftimme » übernimm» dg Wd-ktl« ,ketn « p - lettjch « v « r « » «« » rtu » g. DU LnNmg»ftti»i»«> dienen dem Zweck»M Orientier»»- ; ge I- llrn «tn objektiv«« Mid zelxn »VN den Stimm,« -«! NN» UN»

tch-mmge» , dkl » be» » ILUern de« Lande« zum suiüdruck «-langen.»
Zum Problem der Kabinettsbildung i« Preuße«

uud im Reich
schreibt dar „Heidelberger Tageblatt " u. a . :

„Die Mehrheitssozialisten haben sich, Wohl beherrscht durch
die Rücksicht auf die Aussicht , den Rest der Unabhängigen
ganz aufsaugen zu Wnnen und durch eine stark preußisch-
partikularistische Tendenz innerhalb der Partei darauf fest¬
gelegt, daß sie in Preußen unter keinen Umständen mit der
Deutschen Volkspartei zusammengehen wollen. Damit ist
aber auch die Erweiterlmg der Regierungskoalition im Reiche
durch die Sozialdemokratie fürs nächste aussichtslos geworden.
Desgleichen ist der Gedanke der Bildung einer preußischen
rein „bürgerlichen" Regierung , also die Anregung der
Deutschnationalen , als endgültig gescheitert zu betrachten so¬
wohl an der Haltung des Zentrums , wie <m dem sehr ver¬
ständlichen Verhalten der Demokraten. Es wird also wohl,
mindestens bis « ach der Abstimmung in Oberschlesien, dabei
bleiben ; die bisherige preußische Koalition aus Mehrheitssozia .
listen , Zentrum und Demokraten wird pr« ,isorisch am Ruder
bleiben urid im Reiche wird solange auch nichts geschehen z«
einer Erweiterung der Regierungsbasis . Solange die jetzige
Klarheit des gee inten Volkes gegenüber den feindlichen Er¬
pressungen besteht , kann man dieses Verharren in dem bis -
herigen Zustand wohl hinnehmen. Aber eS läßt sich sehr Wohl
denken, daß durch irgendwelche Ereignisse — das Bestreben
der Entente wird ja nicht Nachlassen, Keile in das deutsche
Bott zy treiben — eine Lage eintreten kann, in - er die Un¬
terstützung der Regierung durch die außerhalb ihr stehen¬
den Parteien nicht mehr so absolut sicher ist wie jetzt . Auf
eine solche Wendung aber müssen wir gerüstet sein. Innerlich
sowohl wie hinsichtlich der äußeren Formen der parlamenta¬
rischen Regierung . Bon diesem Gesichtspunkt aber auS läßt
sich die ablehnende Haltuing der Sozialdemokratie nur streng
verurteilen . Wirkt es jetzt schon beinahe komisch, daß aus¬
gerechnet die größte Partei im Reiche urü» in Preußen frei¬
willig auf die Ausnützung ihrer Stellung verzichtet, so fink»
die Motive hierzu umso betrüblicher. Es darf in diesen Zet¬
ten kein Sichentziehen von der Verantwortung geben, da¬
deutsche Volk ist solidarisch haftbar für die Erfüllung unserer
Verpflichtung und diese Solidarhaftung muß auch in kritischen
Tagen eine so starke Basis im Parlament und in der Regie¬
rung halben , daß letztere dem Auslande gegenüber immer
wieder austrete , kann als eine solche, die getragen ist von der
Weitaus überwiegenden Mehrzahl der deutschen StaatSbijx -
ger . Auch der SoziaLemokratie ist in dieser Hinsicht eine
Verantwortlichkeit für das gesamte deutsch« Volk auferlegt .
Das sollen sich auch die sozüüistischen preußischen Minister
Braun und Severing gesagt sein lassen ; denn wir vermuten ,
daß die MehrheitSsozialisten gerade diese beiden Männer au,

unliebsten aus den leitenden Posten ausscheiden sehen wüp
den . Immer und immer wieder wird es die Aufgabe sei»der Sozialdemokratie diese Gedankengäng« klar zu mache*und sie daran zu erinnern , daß ihr Versagen ni^ rs änderetbedeutet als ein Schlag für die demokratisch -parlamentarisch
Regierungsform . Die anderen Parteien — mit Ausnahmeder Deutschnationalen — aber sollten, alle Möglichkeiten de»
außen - und innenpolitischen Entwicklung im Auge behaltendkein Mittel unversucht lassen, die Mehrheitssozialdemorkatt«
?« ihre nationale Pflicht zu gemahnen. Und sei eS du «f
irgendwelchen Druck. Vorerst also bleibt es bei dem jetziger,Zustand und auch die Präsidentenwahl im neueröffneter,preußischen Landtag —der Mehrheitssozialist Leinert wurdstauch mit den deutschnotionalen Stimmen gewählt — ist nunals Provisorium zu betrachten."

Unter dieser Überschrift gibt der „Bad. Beobachter " fol¬gende Zuschrift wieder :
„An der „Münchener Allg. Ztg .

" vom 27. Februar d. I . Nr . stbringt der „rr ."-Mitarbeiter wieder einmal eines jener be¬kannten badischen politischen Bilder , die schon so oft das Rich¬tige getroffen haben . Am Schluß seiner Ausführungen gibter dem neuen Arbeitsminister den Rat , sich an den Finanz¬minister Köhler zu halten , mit dem man als Organisator undKenner des Etats einen Treffer gemacht habe und den sogavdie Deutschnationalen hätten anerkennen müssen . Dann fährter wörtlich fort :
Denn die Deutschnationalen lassen weder au einem Mi¬

nister , noch sonst an einem Politiker ein gutes Haar , wenn
er nicht gerade zu den ihrigen gehört, über den Fall „Mager *
schweigt sie sich am liebsten aus . Die anderen werden aber
kaum für diese politische Methode zu gewinnen sein , darum
,st anzunehmen , daß noch erhebliche Debatten komme »,werden

Wer die politischen Dinge der letzten Monate verfolgt hak
mntz bei objektiver Würdigung zugeben, daß diese Charakteri¬
sierung auf den Tupfen das richtige Gesicht der Deutschnatio¬nalen herausschält . Wer hat bis letzt an Ministern -cher Po -
litikern vor dem deutsch-nat . Sammelbecken bestanden? So
ziemlich alle , namentlich soweit sie vom Zentrum kommen,
find in deut- -sch-nat . Blättern angegriffen und heruntergezerrtworden . Ausgenommen in Baden allein Minister Köhler.
(Zu dieser Stelle bemerkt die Schriftleitung des „ Badische»
Beobachters " : Bitte sehr ! Minister Köhler hat rm vorigen
Jahr in der „Süddeutschen "

schon gehörig Spießruten laufe »
müssen. Erst als die Herren merkten, daß die Hiebe nur st«
selber trafen , beruhigten sie sich"

) Und wie lange wird eS
gehen, bis auch ihn das Wasser aus dem Sammelbecken er¬
reicht ? Wir wollen nicht prophezeien, aber mißtrauisch darf
man nach all den Erfahrungen sein . Wir sind eben nicht mehr
im alten Staat , wo nach Grundsätzen regiert wird, die nur
nach einer politischen Seite zvuesi,, :tten sind und über die der
Abg. Dr . Holdermann kür ?

' »' in Mannheim ein unfreiwil¬
liges Geständnis abgelegt h« ,

'
Der „ rr ."-Mitarbeiter Hai ganz recht, wenn er durch der,

Hinweis auf den „ Fall Mager " zum Ausdruck bringen will,
daß die deutsch-nat . Partei und besonders Presse durch an¬
dauerndes Stänkern gegen politisch Andersdenkende die eigene
Blöße bedecken und verbergen will. Man sollte meinen , daß
eine Partei » die einen Kall von den Kerkhoff , Fall Konsul
Simon , Fall Herat (Konsul Marx ) und neuerdings den stin¬
kenden Fall Rapp zu verzeichnen hat, erst de« eigenen Partei¬
unrat auSfegen sollte, statt sich um andere zu kümmern. Zu¬
erst dort den Matzstab politischer Reinlichkeit anlegen, Herr
Dr . Helfferichl Und zuerst in den eigenen Reihen nach dem
politischen Charakter gewisser Führer sich umzuschauen , das
wäre dem deutsch-nat . Abg . General v . Gollwitz näher gelegen,
als nach anderen mit Steinen werfey. Aber wie so oft, macht
man auch jetzt wieder die Erfahrung auf deutsch-nat . Seite ,
daß sie sich besser dünken als andere Menschen und ihre Auge»
dem eigenen politisch stark unrein gefärbten Sammelbecken»'
Wasser verschließen.

"

Ltaatsanzeiger.
Bekanntmachung.

Gemäß Z 2 der Verordnung vom 2. Januar 1919, die staat¬
liche Prüfung von Säuglings - und Kleinkindpflrgrrinnen betr.
(Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 1 ) wird für das Iah ?
19Ä folgendes bestimmt :

I . Prüfnngsftellen sind
1. das Mütter , und Säuglingsheim in Mannheim -Neaarau ,
2. die Universitätskinderklinik Heidelberg,
3. das Kinderkrankenhaus Karlsruhe (Badische Lande»,

anstatt für Säuglings - und Kleinkinderfürsorge),
4. die Universitätskinderklinik Freiburg ,
8. Las städtische Kinderheim Konstanz.
II . An jeder dieser Anstalten wird ein Prüfungsausschuß

gebildet , und zwar
1 . am Mütter - und Säuglingsheim Mannheim-Neckara »

für diese Anstalt allein ,
'

L. an der Universitätskinderklinik Heidelberg für diese An¬
stalt und das Versorgungshaus für Mütter und Säug ,
linge in Heidelberg-Handschuhsheim ,

5 . an dem Kinderkrankenheim Karlsruhe (Bad. Landesan - ,
stalt für Säuglings - und Kleinkindersürsorge) für diese
Anstalt , die Hftdakrippe und das Stadt . Kinderhein,
Karlsruhe ,

4. an der UniversitätSkinderklinik Freiburg für diese An¬
stalt und das St . Maus Freiburg ,

8. an dem Städtischen . . .iderheim Konstanz für diese An¬
statt allein .

IN . Zum Vorfitzerchen der Prüfungsausschüsse wird Her«
Geh. Obermedizinalrat Dr . Hauser in Karlsruhe , KrieKS-
firatze 33, ernannt , zu dessen Stellvertreter der jeweilige erste !
Bezirksarzt am Sitze des Prüfungsausschusses. Als ärztlicher
Vertreter des Badischen Landesverbandes für Säuglings - und
Kleinkinderfürsorge wurde für alle Prüfungsausschüsse Herr
Professor Dr . H. Lust in Karlsruhe bezeichnet . Als leitender
Arzt der betreffenden Säuglingspflegeschule gehören an den, )
Prüfungsausschuß :

1. in Mannheim : Kinderarzt Dr . Eugen Reter in Mann - ,
heim , „

L in Heidelberg : Professor Dr . Moro in Hechelberg ,
8. in Karlsruhe : Kinderarzt Dr . Eugen « lattner in Karls, ,

ruhe »
4. in Freiburg : Professor Dr . Roeggerrath in Freiburg ,
8. in Konstanz : Kinderarzt Dr . Rast in Konstanz.
IV . Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind unter Anschluß

der erforderlichen Nachweis « bei dem Boisitzenden der Prü¬
fungsausschüsse , Geh . Obermedizinalrat Dr . Hauser in Karls -
, uhr . KriegSstrahe 83. und zwar für die im Herbst 1921 »nd
1W8 stattfindenden Prüfungen bi» jeweils zum 18 . August dr» ,
entsprechenden Jahres einzureichen.

Karlsruhe » den 18. März 1921. »-
Bad. kwteitSiniatsteriu» .

Ezgl « » Fuchst«
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A1u»ilr von ^V»!ter W . 6oetre .

Badische Heimat
» eret« für Volkskunde — Ländlich« Wohlfahrt».

pflege — Denkmal- und Heimatschutz
n^ - " -n Ortsgrupp « LnrlsrnL « . , > -

Einladung
auf SamStag , de« IS. d» Mt»., adend» 8 Uhr,
pkassenöffnung '/,8 Uhr) in den groben Rathanösaal
Du einem

Vortrag mit Lichtbildern
he» Herrn Professor Or. Max Wingenroth aus
Kriburg i. Br . über
Die Kunst am Oberrhein, 1. Teil.

Der L. Teil de» Vortrag » wird SamStag , den
V. April d». IS .» zu gleicher Zeit und im gleich .»
Saale stattfinden . — Der hohen Kosten wegen mutz
auch von unfern Mitglieder « ein Beitrag erhoben
werden.

Eintrittskarte » sind zu haben in der Buchhand¬
lung von Müller L Gräsf » Kaiserstratze 80u am
Marktplatz, und abends an der Kasse-

Die Eintrittspreise betragen pro Person und pro
Abend für Mitglieder 115 M - inkl . Steuer , für Nicht-
Mitglieder 2L5 M - inkl- Steuer -

Der Vorstand.
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UdSLS ^ S U» nr > Hsssnksußs
kortvslirenc! getragene Herren- u llitMSN-
belileiilungsstüLitS , Uniformen , Räsobo ,
8vbuke, Ukren , kksiSreugs , kernMesr ,
blusileinstrumsnte , ko !4 , Silber, krillsn-
tsn , k/löbei Liier ^ rt , liükmasok. , llinlise-
« Sg8N usv . Kekl . l^ngeb . erb . K -3

tlo- «. feeliriistzenhjst , lelLftf
S2 Anvnsnntn ». S2 .

Kür BaugeschSfte , Baugenosseuschaste «
und Baubehörde « !

Schutz der bei Bauten
beschiiftigten Personen

gegen Berufsgefahren
nach Verordnung de» Bad . Ministerium » de»
Innern und des Bad . Ministeriums für Über¬
gangswirtschaft und Wohnungswesen vom
28. März ISIS, veröffentlicht 31 . Mai 191»

(Wortlaut des Gesetze»)
Umfang 64 Seiten . : : Preis in Umschlag ,
zum Aufhängen hergerichtet . . . ^» ILO

8 3 der Verordnung bestimmt, daß aus jedem Nach«
und größerem Umbau, i« jeder WerfstLtte uud aus
jede« Werkplatzta« einer dem Versicherte« leichtzu¬
gängliche» und belichtete« Stelle ein Abdruck dieser
Lerorduuug ausgehängt «. gut lesbar erhalte« wird.

« MMe MMMerei n. Zerkag . MlKuhe
Kailfrik-ri-stl. 11

tzaWmeil
Di« kirni »

gibt sich die Llu« die

LrökknunZ
ihr« vemilxeoiRLtte, kür emtülnoeige

Weine unrl Loi ^ ituusen
i» der W« la » U »» 8n > l hiermit »nrureigea .

LpsrisIilLt : kuFningZvvinv
«Isr Î sslr , bäossl un «i clso s?st»>ns .

SASneoln » — Svlinnmnroian ln konnonnngentl « ' LunIitSR ,
keroruk 5545 kernruk 5S4S

Bekanntmachung.
Bon den in den Jahren 1859 , 1902 und 1909 auS>

gegebenen Jnhaberpapieren der Stadt Lahr i. B . wur¬
den unterm 10- ds . Mts . die nachbezeichneten Stücke
ausgelost:

Do« dem 188Ser Anlehe« :
Lit Nr . 38, 68, 68, 70 , 88, 143 , 211 .
Lit. 8 Nr . 13. 85, 169, 199, 214 , 266 , 274, 280.
Lit . O Nr . 37 , 88, 63, 122, 205 , 234, 243, 260-
Lit . O Nr . 12, 13, 16, 82, 121-

Bo» dem ISOSrr Anlehe« :
Lit . ä . Nr . 15. 72 . 84. 239 , 274 , 288, 350, 367 , 369-

541 , 567 , 572 . 661 .
Lit . L Nr . 730 , 750, 822 , 825, 884, 986, 1044, 1125 ,

1151 , 1227, 1293, 1342 , 1351 , 1356.
Lit. L Nr . 1415, 1461 , 1512 , 1530 . 1540, 1707 , 1755 ,

1781, 1814 , 1884 . 1885 , 1932.
Lit. I ) Nr . 2052, 2064, 2089, 2112 , 2168, 2184, 2227,

2308, 2363 , 2390.
Bo» dem 1909er Auleheil :

Lit . L Nr - 40. 182, 184 .
Lit . L Nr - 201 , 380, 409 , 515 , 641 , 662 , 666 , 687 .
Lit . <1 Nr . 711 , 811 .
Lit . O Nr . 853 , 864, 883 , 914, 941 .

Die Heimzahlung der ausgelosten Schuldverschrei¬
bungen vom Jahre 1889 und 1902 erfolgt am 1 . Okto¬
ber 1921, derjenigen vom Jahre 1909 auf 1 - November
1921 bei der Stadtkaffe Lahr, den Bankhäusern -Mittel -
deutsche Kreditbank Frankfurt , Filiale Frankfurt a M .,
Veit L. Hamburger in Karlsruhe , Rheinische Credit¬
bank in Mannheim und deren Filialen , Mannheimer
Bank, Aktiengesellschaft in Mannheim , Süddeutsche
Discontogesellschaft A . -G . Mannheim lind Filiale , E-
Ladenburg in Frankfurt a . M ., der Bank für Handel
und Industrie in Darmstadt und deren Filialen , der
Badischerl Bank in Mannheim und deren Filialen , der
Deutschen Vereinsbank irr Frankfurt a . Main , der
WürttembergischenVereinsbank in Stuttgart und deren
Filialen , A . Spiegelberg in Hannover gegen Rückgabe
der Schuldverschreibungen samt den unverfallenen
Zinsscheinen und Erneuerungsscheinen.

Mit dem 1 . Oktober 1921 bezw 1 - November 1921
hört die Verzinsung auf .

Von den früher gezogene » Schuldverschreibungen sind
noch nicht eingelöst:

1902er Anlehm :
Lit . Nr - 91. 109 , 326, 399 , 550. 588 -
Lit - L Nr . 721 , 792, 901 , 934 , 1069 , 1162 , 1164, 1231 ,

1325 -
Lit - O Nr . 1430 , 1449, 1509, 1521, 1541 , 1612 , 1902 ,

1915 , 1946 , 1962 , 1977, 1999 -
Lit . O Nr . 2256, 2265 . 2494.

I88Scr Auleh« :
Lit . 8 Nr . 220.
Li; - O Nr. 142. .
Lit . O Nr. 53. 145. 158 .

Lahr , den 11 . März 1921 .
Der Ttadtrat :

Or . Altfelix. Bitzel.

MWl . AMON
Ltztteitisr Stti- tsdukit.
W.355 2 .1 Pforzheim . ES

ist beantragt , den Hypothe¬
kenbrief, der vom Grund¬
buchamt Pforzheim über
eine auf dem Grundstück
Lgb. Nr . 843 k der Gemar¬
kung Pforzheim im Grund¬
buch von Pforzheim Bd-
204 Heft 8. Ab» , m Nr - 8
für eine Forderung des
Auto« Bisluger, Kaufmann
in Höhe von 10000 Mk.
nebst 5»/// » Zinsen seit dem
1 . April 1913 eingetragen «
Hypothek erteilt worden ist,
für kraftlos zu erklären.
Der Inhaber der Urkunde
wird aufgefordert , spätes-
ten» in dem auf DomneS -
tag, dm 14. Juli 1« 1.
Bor« . S Uhr , Z. 13 vor dem
Amtsgericht Pforzheim an¬
beraumten Aufgebotster¬
min seine Rechte anzumel-
den und die Urkunde bor¬
zulegen. widrigenfalls ihre
KrastloSerklärung erfolgen
wird.

Pforzheim , 9- März 1921 .
Der GerichtSschreiber des

Amtsgerichts U 8.

Wtm-Bmihch
IIÄ WM -M -

sieigeiW ^
des » ad . Forstamts SerlachS -
heim am Dienstag, dm SS.
März d». Js ., vormittags
8' /, Uhr im Rügerschen
Saale in Lauda aus den
Domänenwaldungen bei
Heckfeld Ramsbe ^ (Forst¬
wart Henninger in
Oberschüpf) : 2250 Reb- u.
Bohnenstecken ; aus Schrek»
kenbusch, Brennschlag, Rie¬
derwiese (Aorstwart Bol -
kert in Heckfeld) : 117
Stämme 5.- 6. Kl- ; 131
Baustangen , 23 Baum¬
pfähle, 926 Hopfenstangen
1 .- 4- Kl ; 13785 Rebstecken,
7880 Bohnenstecken .

Kinderbetten, Polster an jeder¬
mann . Katalog frei. Eisenmöbel-
fabrik Suhl in Thüringen .

werden zur Reparatur an .
genommen. Und empfehle
gleichzeitig grotze Auswahl
in Haarspange « , Haar
« . Fristerkämmen» Han«
bennetze » und Haar -
dür < ««. K .7

Seifenhaus Wen,
Kaiserstratze 241 -

Konkurseröffnung .
W.364 Heidelberg, über

den Nachlatz des Kauf¬
manns Friedrich Stadtmüller
in Heidelberg, Neuenhei-
merlandstratze 64, Inhaber
der Firma Gebr . Vogt,
Schuhwarenfabrik in Hei¬
delberg. ist heute am 14-
März 1921, nachmittags
4 Uhr , das Konkursver¬
fahren eröffnet worden.
Der Bücherrevisor Ludwig
Rettermann in Heidelberg,
Kaiserstratze 68. ist zum
Konkursverwalter ernannt .
Konkursforderungen sind
bis zum 4 Mai 1921 bet
dem Gerichte anzumelden .
Es ist Hur Beschlutzfassung
über die Beibehaltung des
ernannten oder die Wahl
eines anderen Verwalters ,

fotoie über die Bestell »«eines GläubigerauSschuss«und eintretenden Fall, »über die im 8132 der Kom
kursordnung ^bezeichnet«»
Gegenständ« Termin p«dem diesseitigen Gericht.Zimmer Nr . 23, anberaumt
auf DouurrStag, de» zi
April IS21, vormittag zz
Uhr, ferner zur Prüfungder angemeldeten Ford̂
rungen auf F .eitag, »
IS. Mai 10S1, »onui«2
11 Uhr. Allen Person^
welche eine zur Konkurs !
maffe gehörige Sach« ch
Besitz haben oder zur Ko«. ?
kursmafle etwas schuldig ^
sind , wird aufg -geben. I
nichts an den Gemein » §
schuldner zu verabfolgen 1
oder zu lüsten , auch Hst
Verpflichtungauferlegt , von
dem Besitze der Sache untz
von den Forderungen , für
welche sie aus der Sache ab,
gesonderte Befriedigung in
Anspruch nehmen , de«
Konkursverwalter bis zu«
4 - Mai 1921 Anzeige z,
machen.
Heidelberg, 14 . März 192l>

Der Gerichtsschreib«
deS Amtsgerichts 8.

Zentral-Giiterrcchts-Register für Baden.

WerMmwerlaiis
Das Forstamt St . Blasien

verkauft unter der Hand
den diesjährigen Papierholz¬
anfall von etwa 8100 Ster .

Angebote find bis läng,
stens zum SO. März 1SS1
beim Forstamt einzureichen,
das kostenfreie Losverzeich -
niffe abgibt . W 283 .2-1

Acht» . W-301
Gürerrechtsregister - Ein¬

trag Band II Seite 306 :
Keiterrr, Josef , Metzger

zu Achern , und Viktoria geb.
Huck .

Vertrag vom 27. Februar
1904. Gütertrennung .

Achern , den 4. März 1921.
Amtsgericht .

Achern. W302
Güterrechtsregister - Ein¬

trag Band II . Seite 308 :
Weinstein, Josef , Kauf-

mann zu Oberachern, und
Frida geb. Rotz-

Vertrag vom 25. Januar
1921 . Gütertrennung .

Achern, den 7. März 1921.
_ Amtsgericht.
Sicher». W .303

Gut rrechtsregistor - Ein¬
trag Band II - Sette 307 :

Meier, Wilhelm, Brun¬
nenmacher zu Renchen , und
Karoline geb. Haas .

Vertrag vom 2. März
1921 . Gütertrennung .

Achern , den 5 . März 1921 .
_ Amtsgericht.
Bade». W -319

Güterrechtsregisterrintrag
Bd II , S . 453: Miller , Ernst
Hotelbesitzer in Baden, und
Antonie genannt Toni geb.
Hehing. — Vertrag vom 21 .
Februar 1921 . — Allgemeine
Gütergemeinschaft.

Baden , 25 . Februar 1921 .
Bad. Amtsgericht 1.

Brette». W.320
Güterrechtsregistereintrag

Band II Seite 10 : Frey,
Georg, Schreiner , und dessen
Ehefrau Emilie geb. Kolb
von Bahnbrücken. In dem
Teilungsoertrag der Leon¬
hard Peter Kolb Erden vom
11 . 1 . 21 haben Georg Frey
und Emilie geb. Kolb, welche
im gesetzlichen Güterstand
nach 8 1363 BGB . leben ,vereinbart , daß alles Ver¬
mögen, welches die Ehefrau
Frey laut heutigem Vertrag
aus dem Vermögen ihrer
Eltern und ihrer Brüder
Ernst u . Leopotd Kolb er¬
hält , Borde altsgut der Ehe¬
frau Frey und der Verwal¬
tung und Nutznießung ihres
Mannes entzogen sein soll.
Dieses Vermögen ist in dem
bei den Registerakten be-
stn t liehen Auszugbeschrieben

Breiten , 3. März 1921.
Amtsgericht._

Dorlach . Güterrechtsre-
gistereintrag zu Band H
Seite 144 . Rech, Peter ,
Steinbruchunternehmer , u.
Philippine geb. Jung in
Durlach : Durch Vertrag
vom 14 . Februar 1921 ist
weiteres Vermögen als Vor¬
behaltsgut erklärt. Amts-
gerich t . W M7
Engeo. W274

»ütcrrechtsregisteretntrag
Bd . I . S 411 - Schröder ,
Gustav Hermann» Gastwirt
in Zmmendingen, und dessen
Ehefrau Juliane geb. Mer -
kert ebenda . — Vertrag voin
2. März 1921 . Gütertren -
nung unter Ausschluß der
Verwaltung u. Nutznießung
des Ehemanns am Ver¬
mögen der Ehefrau.

Engen, den 5. Mär » 1921.
Amtsgericht.

Grugenbach . W.322
Im Güterrechtsregister

Band I Seite 220 wurde
eingetragen:

Josef Roth, Landwirt in
Reichcnbach , und CLzilia
geb. Erdrich.

Durch Ehevertrag vom 2.
März 1921 wurde Güter¬
trennung vereinbart.

Gcngenbach , 7 .März 1921.
Amtsgericht .

Heidelberg . W.323
Güterrechtsregistereintrag

Band VI . Seite 428 . Lörsch,
Karl , Kaufmann in Dossen¬
heim . uud Luise geb. Neu-
brech . Vertrag vom 14.
Februar 1921 . Errungen -
schaftsgeineinschaft .

Heidelberg , 8 . März 1921 .
Amtsgericht 5. _

Heidelberg . W .334
Güterr chtsregistereintrag

Band VI . Seite 429 : Kliug-
ler, Wilhelm, Kaufmann in
Heidelberg , und Albertine
geb. Warth . Vertrag vom
21. Februar 1921. Güter -
trennung.

Heidelberg , 9. März 1921.
Amtsgericht 5.

Ofseaburg. W.337
Güterrcchtsregistereintra»

Band H, S . 441 : MichM
Roth, Landwirt in Alten¬
heim , und Christine Roch
geborene Erb . Durch Ver¬
trag vom 24. Februar 1921
ist die Verwaltung und Ratz-
nietzung des Mannes aus.
geschlossen.

Offenburg, 11 . März192l.
Amtsgericht.

vrnchsal. W .335
Zu Eintrag im Güter -

rechtsreaisterBand 111 Seite
12 betreffend Johann HaaS ,
Kaufmann in Mingolsheim,
und Frieda geb. Fellhauer
wurde weiter eingetragen:
Durch Vertrag vom 26 . F«.
bruar 1921 ist der am 11.
August 1920 vereinbarte
Güierstand aufgehoben und
nunmehr di« Gütertr « .
nung gewählt.

Bruchsal, S: Mär , 1921.
Amtsgerichts_

Douaneschiuze». W.M1
In das GüterrechtSre-

giftcr stand I Seite 319
wurde eingetragen:

Gustav Rapp , Bautech¬
niker in Geisingen, Frieda
geborene Blösch ebenda.

Vertrag vom 18. Februar
1921 : Gütertrennung .

Donaueschjngen,
den 25. Februar 1921.

Amtsgericht.

Heidelberg . W.363
Güterrechtsreglstercintrag

Band VI Seite 4M. Lehlicr ,
Johann , Weinhändlcr in
Heidelberg , und Johanna
geb. Knoblauch . Vertrag
vom 5. März 1921. Güter¬
trennung.

Heidelberg , 12 . März 1921.
Amtsgericht

Karlsruhe. W336
In das Güterrechksre-

gister ist zu Band X Seite
77 eingetragen: Kleiber,
Heinrich , Verwaltuugsgc-
hilfe , Karlsruhe , und Wil-
hclmine geb. Weil. Vertrag
vom 7. März 1921. Er -
rungcnschastsgemeinfchaft

mit VordchaUsgut der Frau .
Karlsruhe , 10. März 1921.

Badisches Amtsgericht B. 2 .
Mauuheim. W .352

Zum Güterrechtsregister
Band XIV wurde heute ein¬
getragen:

1 . Seite 290 : Georg Lii-
» eumllth, Händler , und
Rosine Margareta geb
Lleditz in Mannheim . Ver¬
trag vom 23 . Februar 1921.
Gütertrennung .

2. Seile 291 : Moses Feß¬
ler, Kaufmann , und Mali «
geb. Millet in Mannheim.
Vertrag vom 15. Teiembcr
1920. Gülertre nung.

Man beim , 12. März !921.
Bed . Amtsgericht ist. 4 . ^

Pforzheim . W .3A
Güterrechtsregister - Ein¬

trag Burgard , Theodor ,
Werkmeister zu Pforzheim ,
und Maria geb. Kuhn Ver¬
trag vom 24 . Februar 1921.

Errungenschaftsgcmein-
schast Vordehallsgut der
Frau ist : a) Das im Ver¬
trage näher bezeichnest Ver¬
mögen laut vorliegendem
Verzeichnisse , d) Alles war
die Fr >u während der Ehe
gemäß 8 1526 BGB . er¬
wirbt .

AmtsgerichtPforzheim.

Radolftekl. W.338
In das Güierrechisre-

gister wurde zu Band ll
Seite 116 eingetragen: Frei,
Eugen, Fabrikarbeiter in
Friedinaen , und Berta geb
Fendrich. Nach Vertrag
vom 11 . Februar 1921 be¬
steht Gütertrennung .

Radolfzell, 8- März 1921.
Bad. Amtsgericht 1.

Schopfheim . W27S
Guterrcchtsregifstreintrag

Band I Seite 285 : Echter,
Ernst Friedrich, Landwirt
in Fahrnau , und Emm»
geb. Glatt . Vertrag vom
2. März 1921 . Errungen« '
schafr- gemeinsckast .

Schopfheim, 7 . März 1921.
Badisches Amtsgerichts

Waidkirchi. Br . W .21»
''

Güterrechtsregisstr Bd. I
Seist 38t :

Wieser, Josef , Holz«»
beiter in Waldkirch i. Br«
und Emma Kaiser ebenda :

Durch Vertrag vom 10
Februar 1921 wurde Gm
tertrennung gemäß 88142»
ff. BGB . vereinbart .

Waldkirch i. Br ., de»
7. Mär , 1921.

Amtsgericht.

MeinS'MMer .
Maunhei« . WM

Zum Vcrrinsregister B»
VHI O --Z . 10 Vereins
„Freie Tnrnrrschaft Ra »m
heim-Waldhof" in Mann«
heim -Waldhof wurde heute
eingetragen:

Der Name des Verein
ist geändert in : „D»n>!^
skllschaft Maiinhcim Wasi-
Hvf 1888" . ^Mannheim . 1 «. Marz1921 -
Bad . Amtsgericht B. G- ,

Wertbeim. W .3S4
In das Vereiiisregisicc

O .-Z . 9GtsangvkrtmLle »" '
tasel in Grüistnw rt wurm
eingetragen : MetzgerMicha «
Tosch in Grünenwott w
aus dem Vorstand auSL
schieden und an desscnS'A
Georg Wießler. W- gu-
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